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Datum: 3. November 2022 

Bundestags-Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt im Gespräch mit Silvia En-

gels 

 

Silvia Engels: Ende vergangenen Jahres dominierte die Entwicklung an der polnisch-bela-

russischen Grenze über Wochen die Schlagzeilen. Die autoritäre Führung in Minsk ließ of-

fenbar gezielt bewusst Asylsuchende aus aller Welt ins Land, um sie dann an die Grenze zu 

Polen zu bringen und so, weil sie Richtung Westen gingen, den Migrationsdruck in die EU zu 

erhöhen. Polen wehrte sich mit Grenzzäunen und Sperrgebieten. Die Leidtragenden waren 

die schutzsuchenden Menschen, die bei kalten und nassen Witterungsbedingungen oft ge-

nug im Niemandsland verharren mussten. 

Mittlerweile ist das Thema aus den Schlagzeilen weitgehend verschwunden, doch nach wie 

vor besteht es. Nach wie vor versuchen nach Angaben von polnischen Behörden bis zu 1000 

Menschen im Monat die Grenze zu überwinden. 

Derzeit ist Katrin Göring-Eckardt, die Vizepräsidentin des Deutschen Bundestages von den 

Grünen, in der polnischen Grenzregion zu Belarus unterwegs und befasst sich genau mit 

diesem Thema. Sie ist nun am Telefon. – Guten Morgen, Frau Göring-Eckardt. 

 

Katrin Göring-Eckardt: Frau Engels, schönen guten Morgen.  

 

Engels: Sie waren an der Grenze, Sie haben mit Gruppen, auch mit Grenzbeamten gespro-

chen. Wie waren Ihre Eindrücke bisher? 

 

Göring-Eckardt: Nach wie vor ist dieser Grenzzaun, der sehr, sehr hoch ist und mit Stachel-

draht versehen und so weiter, die europäische Außengrenze, ein Zaun, den versuchen, Men-

schen zu überwinden. Und ja, es ist so, dass offensichtlich die belarussische Seite dabei 

hilft, die belarussischen Grenzbeamten dabei helfen, Menschen dort hinzubringen, den Mig-

rationsdruck zu erhöhen. Aber klar ist auch: Die Menschen, die da kommen, kommen aus 

Ländern, von denen wir wissen, dass dort große Krisen herrschen, aus Afghanistan bei-

spielsweise, aus Syrien, niemand, der einfach so sein Land verlässt. Das eine ist, dass die-

ser Grenzzaun teils überwunden wird, dass die polnische Seite Menschen zum Teil zurück-

schickt, zum Teil beantragen sie Asyl. Der größere Teil wird aber zurückgeschickt in Push-

backs auf die belarussische Seite. Die meisten Menschen wissen nicht, was sie dann wieder 

erwartet. Manche versuchen es mehrfach, aber es gibt auch welche, die auf der polnischen 

Seite bei diesen Temperaturen versuchen, in den Wäldern irgendwie zurechtzukommen und 
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weiterzuziehen nach Deutschland und dort kaum Versorgung erfahren, außer durch kleine, 

ganz kleine Organisationen, die sie versuchen, mit Schlafsäcken, Essen und Medikamenten 

zu versorgen. 

 

Engels: Sie haben es angesprochen: Immer wieder gibt es Meldungen über diese Push-

backs, diese Zurückweisungen. Das hatte ja Polen schon recht früh begonnen, um den ge-

zielt gesteuerten Druck aus Minsk etwas abzubremsen. Aber kann die EU das bis heute hin-

nehmen, denn das verstößt ja gegen das EU-Asylrecht? 

 

Göring-Eckardt: Das verstößt gegen das EU-Asylrecht. Deswegen kann man auch nicht da-

rum herumreden. Ich glaube, wir brauchen drei Dinge, damit wir aus dieser Situation heraus-

kommen. Das erste ist, dass ganz klar sein muss, dass jede Person, die dort ankommt, zu-

nächst mal registriert und versorgt wird und dass ihr Begehr aufgenommen wird und sie nicht 

einfach zurückgeschickt wird. Das zweite ist, wir brauchen unbedingt eine humanitäre Ver-

sorgung der Menschen dort und übrigens auch den Zugang zu diesen Menschen, zum Bei-

spiel für Berichterstattung, für Journalistinnen und Journalisten. Das dritte ist, ein Hoher 

Grenzbeamte der polnischen Seite, und das hat mich sehr aufhorchen lassen. Polen hat 

sehr eindeutig davon gesprochen, dass es legale Wege der Migration braucht und mithin na-

türlich auch die europäische Solidarität. 

Vielleicht muss man eine Sache doch erwähnen. Die Polen haben ja – das muss man wirk-

lich sagen -, was die ukrainischen Flüchtlinge angeht, wirklich viel geleistet. Sie haben nicht 

nur sehr, sehr viele Menschen aufgenommen, sondern für sie gesorgt. Es gibt Arbeitserlaub-

nisse, Kinder gehen in die Schule. Da kann man sehen, dass dieses Land natürlich auch in 

der Lage ist, sehr viel zu leisten, was die ukrainischen Flüchtlinge angeht, übrigens auch, 

was die belarussische Opposition angeht. Auf der anderen Seite sind es aber die Geflüchte-

ten, die aus den Ländern, die ich genannt habe, kommen, die nicht so behandelt werden, 

dass man sagen könnte, das ist das, was wir unter europäischem Recht verstehen, unter 

Humanität, unter Ordnung, unter Menschenrechten. Da wird die Flüchtlingskonvention nicht 

eingehalten und deswegen ist es so wichtig, dass Europa da hinschaut, aber auch eine Lö-

sung anbietet, die mit Solidarität und legalen Migrationswegen zu tun hat. 

 

Engels: …, dass die Europäische Union da hinschaut. Aber ist es auch an der Zeit, Druck 

auf Warschau, Druck auf Polen auszuüben, hier wirklich wieder Recht, Asylrecht gelten zu 

lassen, auch für diese Menschen? 

 

Göring-Eckardt: Genau, es ist ja beides. Hinschauen heißt, natürlich dafür zu sorgen, dass 

das nicht einfach so weitergeht, und da bedeutet es zunächst mal, dass dort Journalistinnen 

und Journalisten hinkönnen. Ich bin ja gestern da gewesen und es war ganz klar zu sehen, 
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dieser Zaun wird sehr, sehr scharf bewacht. Die polnische Seite sagt auch immer wieder,  

das sind Menschen, die keinen Asylantrag stellen, die wollen in Polen keinen stellen, die wol-

len weiter nach Deutschland. Wir haben das Dublin-Verfahren. Da sieht man auch wieder, 

dass dieses Verfahren überhaupt nicht hilft, um in Europa mit Migration zurechtzukommen. 

Wir haben gestern ja wieder auch darüber Berichte gehört, dass Politikerinnen und Politiker 

aus unserem Land sagen, wir brauchen die Zurückweisungen in die Länder, wo die Men-

schen ankommen. – Nein, wir brauchen europäische Solidarität. Wir brauchen die legalen 

Wege. Und ja, da muss Druck ausgeübt werden. Aber es muss auch klar sein, die Leute blei-

ben dann nicht in Polen, sondern es gibt eine gemeinsame europäische Verteilung der Ge-

flüchteten. Deswegen war es gestern wichtig, dass die MPK sich geeinigt hat darauf, dass es 

weitere Finanzierungsmittel für die Kommunen gibt, und es ist auch wichtig, dass wir uns da-

rauf einstellen, dass im Winter sicher mehr Menschen aus der Ukraine kommen werden, wo 

die katastrophale Zerstörung der Infrastruktur und die Temperaturen dazu beitragen werden, 

dass der Angriffskrieg Russlands und Putins gegen die Ukraine auch dafür sorgt, dass mehr 

Menschen weggehen, aber dass auch nach wie vor aus anderen Ländern Menschen nach 

Europa kommen, die wir anständig behandeln müssen und bei denen wir anständige Verfah-

ren machen müssen. Und das wird auch bedeuten, dass welche zurückgeführt werden, aber 

im Wesentlichen erst mal, europäisches Recht muss eingehalten werden. 

 

Engels: Aber wenn nun Polen – und das hat es mehrfach angekündigt – erst mal bei dieser 

Praxis der Pushbacks bleibt, was sollte man dann im Umgang mit Warschau tun – Stichwort 

Vertragsverletzungsverfahren? 

 

Göring-Eckardt: Ganz klar muss aus meiner Sicht sein, dass zunächst mal darüber wirklich 

offen gesprochen wird. Und dann müssen mit Polen alle Möglichkeiten ausgenutzt werden, 

die wir als Europäische Union haben. Ganz am Schluss gehört auch ein Vertragsverlet-

zungsverfahren dazu, aber zunächst mal, finde ich, sollte es darum gehen anzuerkennen, 

was machen die Polen schon - ich habe die anderen Fragen genannt, die Aufnahme von 

Flüchtlingen aus anderen Ländern – und Polen klarzumachen, dass man das nicht einfach 

quasi ignoriert, ein bisschen hinnimmt und ein bisschen darüber hinwegschaut. Ganz am 

Ende kann auch so ein Vertragsverletzungsverfahren stehen, ja. 

Im nächsten Jahr gibt es auch Wahlen in Polen und meine Hoffnung ist ein bisschen, dass 

dann vielleicht eine andere Regierung auch ein klareres humanitäres Konzept hat, mit den 

Geflüchteten umzugehen. 

 

Engels: Nun hat Polen auch damit begonnen, einen Stacheldrahtzaun an der Grenze zur 

russischen Exklave Kaliningrad zu bauen. Das polnische Verteidigungsministerium sagt, in 

Kaliningrad sei der Flughafen für Flüge aus dem Nahen und Mittleren Osten geöffnet und 
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Polen befürchte hier eine neue Migrationswelle. Könnten wir erleben, dass sich dieses Prob-

lem eher zuspitzt als in irgendeiner Form reguliert? 

 

Göring-Eckardt: Das ist die Sorge, die ich auch teile, dass wir hier eine Zuspitzung bekom-

men, und dann ist natürlich auch die Frage – das muss man sich auch noch mal sagen -, 

dass es selbstverständlich auch so ist, dass diese Situation herbeigeführt wird und auch be-

wusst herbeigeführt wird. Deswegen bleibt es auch wichtig, mit den Herkunftsländern dar-

über zu reden, die Frage der Visa-Vergabe zu thematisieren und nicht Menschen Hoffnun-

gen zu machen, die dann in so eine Situation geraten. Es ist beides, die humanitäre Auf-

nahme, aber auch auf der anderen Seite klarzumachen, was Menschen dort erwartet, dass 

es nicht ganz einfach ist, über so einen Zaun zu kommen, dass es nicht ganz einfach ist, 

dann eine weitere Person, die manche Schlepper nennen, zu treffen und dann ganz normal 

weiter nach Europa zu ziehen und durch Polen hindurch. Dass der weitere Zaun nicht dazu 

führt, dass es humanitärer wird, das ist ganz klar und die Sorge, dass die Situation sich zu-

spitzt, die teile ich absolut. 

 

 

Äußerungen unserer Gesprächspartner geben deren eigene Auffassungen wieder. Der Deutschland-

funk macht sich Äußerungen seiner Gesprächspartner in Interviews und Diskussionen nicht zu eigen. 

 


